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Nein, die neue Außenministerin Annalena Baerbock hatte noch
keine Zeit, sich eingehend um Belange des Goethe-Instituts zu
kümmern.

Prof.  Carola  Lentz,
Präsidentin  des  Goethe-
Instituts,  beim  Statement
zur  Jahrespressekonferenz.
(Screenshot  aus  der  Zoom-
Konferenz)

Antrittsreisen nach Paris, Brüssel und Warschau standen für
Baerbock ebenso an wie ein G7-Gipfel. Wir haben davon lesen
können. „Große Politik“ also. Doch beim Goethe-Institut ist
man zuversichtlich, was den künftigen Kurs des Auswärtigen
Amtes angeht, denn im Koalitionsvertrag stehen einige Sätze,
die auf eine Stärkung der auswärtigen Kulturpolitik und damit
des Instituts hinauslaufen sollten.

Institutspräsidentin Prof. Carola Lentz betonte ihre Vorfreude
auf  die  Zusammenarbeit  mit  der  neuen  Regierung.  Solche

https://www.revierpassagen.de/121408/goethe-institut-auf-wellenlaenge-der-neuen-aussenministerin/20211214_1759
https://www.revierpassagen.de/121408/goethe-institut-auf-wellenlaenge-der-neuen-aussenministerin/20211214_1759
https://www.revierpassagen.de/121408/goethe-institut-auf-wellenlaenge-der-neuen-aussenministerin/20211214_1759
https://www.revierpassagen.de/121408/goethe-institut-auf-wellenlaenge-der-neuen-aussenministerin/20211214_1759/bildschirmfoto-2021-12-14-um-10-33-01


Schönwetter-Freundlichkeit  durfte  man  allerdings  erwarten,
denn das Institut muss ja gut mit dem Außenamt auskommen. Das
scheint  auch  überhaupt  nicht  schwerzufallen.  Wahrscheinlich
werde im Januar Gelegenheit zu ausführlichen Gesprächen sein,
hieß es.

Weniger Präsenz, mehr Digitalität

Es  war  eine  der  aktuellen  Kernaussagen  bei  der  heutigen
Jahrespressekonferenz  des  Goethe-Instituts,  die  hybrid
abgehalten wurde, also mit (geringer) Präsenz in Berlin und
hauptsächlich  online.  Ähnliches  trifft  auch  im  zweiten
„Corona-Jahr“ für die globalen Aktivitäten des Instituts zu,
sprich:  Viele  Veranstaltungen  konnten  nicht  physisch
stattfinden.  Stattdessen  hat  sich  die  Zahl  der  virtuellen
Zugriffe auf die Angebote (wie z. B. deutsche Sprachkurse)
spürbar gesteigert. So sieht’s gerade draußen in der weiten
Welt aus: 86 Goethe-Institute sind komplett geöffnet, 32 sind
teilweise und 27 ganz geschlossen. Schon morgen kann es wieder
anders sein.

Zahl der Problemländer hat zugenommen

Mancherorts  finden  die  Goethe-Institute  ausgesprochen
schwierige  Arbeitsbedingungen  vor,  Carola  Lentz  sprach  von
zunehmend „illiberalen Kontexten“. Klartext: Man hat es mit
einigen Autokraten oder Diktaturen zu tun, zum Beispiel (aber
längst nicht nur) in Belarus, wo das deutsche Institut derzeit
gar  keine  Kulturarbeit  mehr  leisten  darf.  In  anderen
problematischen  Ländern  stellt  man  die  „Goethe“-Räume  nach
Möglichkeit  für  nicht  öffentliche  Veranstaltungen  zur
Verfügung. Manches Treffen muss dann recht diskret vonstatten
gehen.  Digitalität  könnte  theoretisch  weitere  Verbreitung
sichern,  erleichtert  aber  leider  auch  die  Überwachungs-
Möglichkeiten durch gewisse Staaten. Ansonsten: tun, was man
kann,  um  Partnerorganisationen  und  Einzelpersonen  in  den
jeweiligen Ländern zu unterstützen und zu schützen.



Stichworte im Geiste des „grünen“ Programms 

Im  gerafften  Geschäftsbericht  des  Generalsekretärs  Johannes
Ebert fielen praktisch alle gängigen Stichworte, die sowohl
Annalena  Baerbock  (Grüne)  als  auch  die  neue
Kulturstaatsministerin  Claudia  Roth  (ebenfalls  Grüne)  auf
gleicher  Wellenlänge  ansprechen  dürften:  Klima,
Nachhaltigkeit, Digitalisierung, Feminismus (bzw. Feminismen),
Diversität  (Vielfalt  aller  Art),  Respekt,  Teilhabe,
Bereicherung durch Einwanderung. Es scheint da Schnittmengen
mit grüner Programmatik zu geben.

Unter dem Leitmotto „Mein Weg nach Deutschland“ wolle man
insbesondere  die  Einwanderung  qualifizierter  Fachkräfte
begleiten – vor allem durch Sprachunterricht, aber auch durch
frühzeitig  einsetzende  Integrationskurse.  So  betreue  man
beispielsweise  ein  Projekt,  mit  dem  vietnamesischen
Pflegekräften auch deutsche Fachbegriffe und Gepflogenheiten
des  Metiers  vermittelt  werden.  Hintergrund:  Schon  jetzt
fehlten – nicht nur, aber besonders im Pflegebereich – in
Deutschland  insgesamt  rund  400.000  Fachkräfte.  Für  die
nächsten  40  (!)  Jahre  gebe  es  Berechnungen,  nach  denen
jährlich 260.000 Zuwanderungen nötig sein werden. Mal eben den
Taschenrechner bemüht: 40 mal 260.000 – macht 10,4 Millionen.

Apropos Inland: In fünf Städten sollen „Anlaufstellen für die
internationale kulturelle Bildung in Deutschland“ eingerichtet
werden. Es handelt sich um Bonn, Dresden, Hamburg, Mannheim
und Schwäbisch Hall. Ist es kleinlich zu fragen, warum z. B.
das gesamte Ruhrgebiet mit seinen rund 5 Millionen Einwohnern
aus  allen  möglichen  Herkunftsländern  mal  wieder  nicht
vertreten  ist?

Außenperspektiven auf Deutschland

Es soll nicht nur Kultur- und Sprachexport betrieben werden,
sondern  man  will  umgekehrt  auch  von  Menschen  aus  anderen
Weltteilen lernen. Deswegen werden vor allem Künstlerinnen und



Künstler sowie Intellektuelle aus vielen Ländern eingeladen;
nicht  zuletzt,  um  andere,  womöglich  aufschlussreiche
Außenperspektiven auf Deutschland zu gewinnen und somit die
hiesige Diskussion zu „beflügeln“. Diversität habe man sich
auch  intern  als  Institut  vorgenommen,  unterstreicht  Prof.
Carola Lentz. So sei es beispielsweise sehr wahrscheinlich,
dass  demnächst  Mitarbeiterinnen  mit  afrikanischer
Lebensgeschichte Goethe-Institute in Asien leiten. Sagen wir
mal so: Zu früh wäre man damit nicht dran. Trotzdem klingt es
noch ungewohnt.

Unterdessen  muten  manche  Projekte  wie  die  vielzitierten
Tropfen auf heiße Steine an, so unter anderem ein schulisches
Unterfangen, das sich an junge Russen wendet und die in Putins
Reich vielfach gängigen Formen der Maskulinität zur Debatte
stellen soll. Nun ja, besser kleine als gar keine Schritte.

Übrigens: Johannes Eberts Einlassung, das Goethe-Institut sei
eine „NGO“ (Nicht-Regierungs-Organisation), trifft es nicht so
ganz. Schließlich ist das Haus abhängig von Bundesmitteln,
speziell via Außenministerium. Ein bisschen Regierung ist also
doch „drin“. Was ja nicht per se verwerflich sein muss.

 

 


